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Abstract: Die Stäkung der Demokratie in Äthiopien ist erfreulich. Doch der erstarke Ethnonationalismus
hat andere Ziele.
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«Eine Regierung
braucht das Land»
Ich danke demChefredaktor Eric Gujer,
dass er den heutigen Stand unserer
Europapolitik in seinem Leitartikel so
treffend dargestellt hat (NZZ 19. 1. 19).
Seit etwa zehn Jahren verharrt unser
Bundesrat tatsächlich in der Deckung.
Nach so langer Dauer wird es nun Zeit,
endlich dieWeichen zu stellen, aber auch
etwas Mut zu beweisen. Die Situation
scheint mir ähnlich zu sein wie beim sei-
nerzeitigen Uno-Beitritt. Ich stelle mir
vor, dass es gelingen muss, mit der EU
diesen Rahmenvertrag abzuschliessen,
ohne dass weitreichende Nachteile für
unser Land entstehen. Sogenannte ein-
seitige Erklärungen der Schweiz zum
Lohnschutz und zur Unionsbürgerricht-
linie könnten dabei hilfreich sein.Wich-
tig wäre aber in erster Linie, dass der
Bundesrat die Arbeit nicht weiterhin
einfach dem Parlament und weiteren
Organisationen überlässt, sondern mög-
lichst bald wieder zu einem Führungs-
organ wird, auf das wir Schweizer stolz
sein können.
Fredi Rechsteiner, Uerikon
Die NZZ hat sich zu Recht immer für
eine liberaleWirtschafts- und Sozialpoli-
tik eingesetzt und sich entsprechend kri-
tisch mit einer Politik der Überregulie-
rung und des wachsenden Versorgungs-
staats in der EU und in den einzelnen
EU-Staaten auseinandergesetzt. Stimmt
die Schweiz dem Rahmenvertrag zu,
wird sie zunehmend in dieses Fahrwasser
gedrängt werden. Bedauerlicherweise
blenden angeblich liberale Wirtschafts-
verbände diese drohende sozialdemo-
kratische Entwicklung in der dynami-
schen Rechtsübernahme aus. Für mich
ist aber vor allem die Position der NZZ
als «liberaler Fels in der Brandung» un-
verständlich, die seit geraumer Zeit
durch ihre Beiträge auf den Kurs der Be-
fürworter eines Rahmenvertrags einge-
schwenkt ist. Das Für und Wider eines
Rahmenvertrags sollte aus einer distan-
zierteren Position als gegenwärtig er-
örtert werden.
StephanWirz, Kirchdorf
Es stellt sich die Frage, was die Schweiz
mit dem Rahmenabkommen, einer Art
EWR light, verlieren würde. In Sachen
bürokratischem Unsinn und Regulie-
rungswahn stehen unsere Ämter den
Brüsseler Bürokraten in nichts nach,wo-
mit wir auch da nichts in Kauf nehmen
müssten, was wir nicht schon längst
selbst kennen.Die wahre wirtschaftliche
Bedrohung resultiert für die Schweiz aus
den aktuellen Aktivitäten der USA und
Chinas, und wir tun gut daran, uns ge-
meinsam mit einem starken Partner da-
gegen zu wappnen. Dafür verzichte ich
gerne auf das Recht, die ideale Krüm-
mung der Banane direktdemokratisch
festzulegen.
Jürg Lindenmann, Goldach
Eric Gujers Schelte an die Adresse des
Bundesrates kommt hoffentlich nicht zu
spät! Möge sich die Regierung aus dem
Gestrüpp von Partikularinteressen und
roten Linien befreien und den Stimm-
berechtigten mit Blick auf die über-
geordneten Interessen der Schweiz die
Vorteile unserer Vertragsbeziehungen
mit der EU in den unter das Rahmen-
abkommen fallenden Bereichen dar-
legen, ohne diese durch bewusst falsche
Behauptungen wegwischen zu lassen.
Wer meint, souverän sei nur, wer ent-
weder in «splendid isolation» lebe oder
sich unabhängig von realen Kräftever-
hältnissen nur nehmen könne, was ihm
beliebt, der ist nicht ernst zu nehmen.
Die Realität wird die Schweiz einholen,
wenn wir unsere Vertragsbeziehungen
mit der EU durch eine Ablehnung des
Rahmenvertrags mutwillig verlottern





Wenn der emeritierteWeihbischof Peter
Henrici sagt, als Schweizer könne man
die SVP nicht wählen (NZZ 31. 1. 19),
kocht keine Debatte hoch. Es wäre viel-
mehr an der Zeit, dass die schreibende
Zunft sich wieder den Fakten zuwendet.
Gerade mal drei SVP-Politiker haben
ihren Austritt aus der kantonalen Kör-
perschaft erklärt und «wollen dennoch
katholisch bleiben».Wann haben sie zum
letzten Mal eine katholische Kirche von
innen gesehen?Undwissen sie,wozu die
Stiftungsgelder des Churer Bischofs ge-
braucht werden? Und dann ist da noch
der Rückzug von BischofVitus Huonder
in ein Haus der Piusbrüder, der von sei-
nenMitarbeitern mit einemMandat von
Gerhard Kardinal Müller, dem Präfek-
ten der Glaubenskongregation und Prä-
sidenten der Kommission Ecclesia Dei,
begründet wird.Es wäre vielleicht an der
Zeit, dass auch Chur zur Kenntnis
nimmt, dass Papst Franziskus am 17. 1. 19
die Kommission Ecclesia Dei per Dekret
aufgelöst hat. So ist nicht nur «der Ver-
dacht vom Tisch», wie Jan-Heiner Tück
in der NZZ vom 30. 1. 19 schreibt, son-
dern auch das Mandat von Bischof
Huonder!
Viktor Hofstetter, Dominikaner, Zürich
Das Problem ist doch nicht, dass einVer-
treter der römisch-katholischen Kirche
sich zur Schweizer Politik äussert. Das
Problem ist das Schweizer Kirchenrecht:
Indem ausgewählte Glaubensgemein-
schaften einen speziellen und privilegier-
ten Status erhalten, zeichnet der Staat
diese als zu ihm gehörig aus. Das macht
es dann schwer für ihn, sich von politi-
schen Aussagen aus diesen Gemein-
schaften zu distanzieren. Die richtige
Lösung wäre eine konsequente Tren-
nung von Religion und Staat.DieÄusse-
rungen eines Weihbischofs wären dann
auf gleicher Stufe wie die politischen
Meinungen von Vertretern anderer ge-
meinnütziger Organisationen.
Patrice Zumsteg, Zürich
«Als Schweizer kann man die SVP nicht
wählen», so äussert sich der emeritierte
Weihbischof Peter Henrici zur Politik.Es
befremdet, von einem betagten Kirchen-
mann, der die Geschichte kennt, diese
Botschaft zu vernehmen.Die Kirche hat
den Auftrag zu vermitteln, aber niemals
auszugrenzen! «Kauft nicht bei SVP-
Exponenten», damit hätte Henrici seine
Meinung noch prägnanter formulieren
können. Die Kirche soll Nächstenliebe
verkünden und leben,und die Kirche soll
sich bei politischen Statements zurück-
halten! Sie soll sich bei vielen Abstim-
mungsvorlagen gar nicht äussern, z. B.
dazu, ob die Schweiz selbst- oder fremd-
bestimmt sein soll, ob die Schweiz ein
Rahmenabkommen mit der EU unter-
schreiben soll oder nicht.Will die Kirche
ihren Auftrag nicht verstehen, werden
die Kirchen wohl alsbald ganz leer blei-
ben. «Servir et disparaître», dies gilt für
alleWürdenträger in Politik und Militär,
aber auch für die Kirche. Mit diesem
«apparaître» hat Weihbischof Henrici
der Konkordanzdemokratie schwer ge-
schadet.
Beda Düggelin, Zürich
Die unsägliche Aussage von Weih-
bischof Henrici, eine demokratisch legi-
timierte Partei als Schweizer nicht wäh-
len zu können, ist von einem Kirchen-
mann nicht hinnehmbar. Zu zahlreich
sind in den letzten Jahren die Ein-
mischungen der Kirchen in das Politge-
schäft.Es befremdet,wenn Kirchenleute
ihre Autorität in Politfragen von einer
höheren Macht ableiten und damit
scheinbar wissen, was richtig und falsch
ist. Gutmenschen und Humanisten gibt
es in allen gesellschaftlichen und politi-
schen Kreisen, die sich zu Migration,
sozialen,Lebens- und aktuellen Politfra-
gen äussern.
Die Kirche hat mit der Islamisierung
und der Säkularisierung unserer Gesell-
schaft zahlreiche herausfordernde Auf-
gaben, den christlichen Glauben, die
biblischen und ethischen Grundlagen
der Menschenwürde zu vertreten, die
Verkündigung des Evangeliums und die
Seelsorge in den Mittelpunkt zu stellen
und ein zukunftsfähiges bekennendes
Christentum auch im öffentlichen Raum
wahrnehmungsstark zu zeigen. Politik
können andere besser. Die Kirche darf
nicht zur Polit-, Kultur- und Sozialinsti-
tution werden. Sie verliert sonst ihre
Glaubwürdigkeit und macht sich über-
flüssig. Die Frage der Kirchensteuer
bleibt auf der politischen Traktanden-
liste. Es werden immer mehr ver-
mögende Kirchenangehörige aus der
Kirche austreten, um der Kirchensteuer
zu entgehen.






In seinem Kommentar vom 24. Januar argumentiert Fabian Urech,
dass die Übernahme des chinesischenWachstumsmodells inÄthio-
pien auf Kosten der Menschenrechte vorangetrieben worden und
daher gescheitert sei.Er wirft dabei OECD-Staaten,die denWachs-
tumskurs des vorherigen autoritären Regimes finanziell unterstützt
haben, indirekt eine Mitverantwortung für Menschenrechtsverlet-
zungen vor. Die Gewaltausbrüche und ethnischen Säuberungen in
gewissen Regionen der Oromos und derAmharas betrachtet er als
Resultat der vorherigen Repression.DieserArgumentation würden
direkt Betroffene inÄthiopien wohl kaum überall beipflichten.
Der gegenwärtigeMinisterpräsidentAbiyAhmed kam nicht von
aussen, um aufzuräumen, er kam vielmehr aus dem inneren Zirkel
der Regierung.Diese war keineswegs ethnisch und weltanschaulich
homogen – und es waren auch nicht alle korrupt und menschen-
rechtsfeindlich. Wie Urech feststellt, hatte Äthiopien beeindru-
ckende Wachstumsraten in den letzten beiden Jahrzehnten. Dies
ging einher mit einem steigenden Einkommenswachstum proKopf
und enormen Verbesserungen im Bildungs- und im Gesundheits-
wesen. Selbst 2016, als das Land von der schlimmsten Dürre seit
fünfzig Jahren heimgesucht wurde, stellte die Regierung sicher, dass
eine Hungerkatastrophe, wie sie unter dem kommunistischen
Regime in den 1980er Jahren stattfand, vermieden werden konnte.
Die Menschenrechtsverletzungen, die vom mächtigen Sicher-
heitsapparat begangen wurden, mögen unentschuldbar sein. Doch
genauso unentschuldbar wäre eine Balkanisierung des Landes.Das
ist auch die Sicht von Abiy Ahmed. Sein Ziel, die Demokratie zu
stärken, um den unterdrückten Ethnien ihre Stimme in der Politik
zurückzugeben,darf auf keinen Fall auf Kosten der wirtschaftlichen
Entwicklung und der öffentlichen Sicherheit gehen. Doch schafft
er diesen Spagat, ohne mit den reformwilligen Kräften der alten
Elite zusammenzuarbeiten? Und sind die radikalen Anführer der
ethnischen Gruppierungen tatsächlich interessiert an einer Politik
der nationalen Versöhnung? Die Oromo Liberation Front (OLF),
die seit vergangenem Frühling massiv gestärkt wurde durch die
Freilassung der politischen Gefangenen, die Rückkehr der radika-
len Diaspora, die Zuwanderung aus Eritrea sowie die Plünderung
von Banken, ist jedenfalls nicht bereit, zum Aufbau eines neuen
Äthiopien beizutragen. Der Forderung des Ministerpräsidenten,
ihreWaffen zugunsten des politischen Dialogs abzugeben, sind die
Mitglieder der OLF nicht nachgekommen. Der Grund liegt darin,
dass die OLF ein anderes Ziel verfolgt. Es geht ihr um die Schaf-
fung eines ethnisch homogenenOromo-Staates, und dabei schreckt
sie auch nicht vor ethnischen Säuberungen zurück.
Die Tatsache, dass Äthiopien mittlerweile mehr intern Vertrie-
bene als Syrien hat, ist ein klares Indiz dafür, dass die Vertreibung
von ethnischen Minderheiten in den verschiedenen Regionen in
vollemGange ist;wobei die radikalenOromos bei weitem nicht die
Einzigen sind,die ethnischeHomogenität anstreben.DieUnterdrü-
ckung hat sich von der nationalen auf die regionale Ebene verlagert
– frühere unterdrückteMinderheiten sind inzwischen zu den unter-
drückenden Mehrheiten in ihrer Region geworden. Am Schluss
wird die äthiopischeArmee eingreifen müssen, um die betroffenen
Minderheiten, zu denen insbesondereMigranten gehören, zu schüt-
zen. Sobald dies geschieht, werden die radikalen Ethnonationalis-
ten in der Diaspora wieder aufschreien, weil angeblich der alte
Repressionsstaat zurückgekehrt sei.Abiy wird jedoch irgendwann
rote Linien ziehen müssen,wenn er denVielvölkerstaat retten will.
Philipp Aerni ist Direktor des Zentrums für Unternehmensverantwortung
und Nachhaltigkeit (CCRS) der Universität Zürich.
Die Stärkung der Demokratie
in Äthiopien ist erfreulich.
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zz. · In der Übersicht über die Stände-
ratswahlen (NZZ 6. 2. 19) war eine Le-
gende fehlerhaft. Die von der CVP des
Kantons Luzern nominierte Kandidatin
heisst Andrea Gmür und nicht Andrea
Graf.
zz. · Im Beitrag zum Zürcher Politbaro-
meter (NZZ 6. 2. 19) sind in der Grafik
zu den Infrastrukturprojekten die Kate-
gorien neutral und negativ vertauscht.
Wie im Text richtig erwähnt, lehnen 15
Prozent den Rosengartentunnel ab, aber
mehr als ein Drittel, genau 36 Prozent,
die ZKB-Seilbahn. Die Balken zur Zu-
stimmung (62 Prozent für den Rosengar-
tentunnel, 47 Prozent für die ZKB-Seil-
bahn) sind korrekt.
